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Nachfolgend erhalten Sie die Versicherungsbedingungen und die Kunden-
information.

Sehr geehrter Kunde!
Mit den nachfolgenden Bedingungen wenden wir uns an Sie als Versicherungsnehmer.

L. Allgemeine Bedingungen für die Vermögensbildungsversicherung

Stand: Januar 2022

§ 1 Was ist versichert

Erlebensfall

Wir zahlen die vereinbarte Ablaufleistung, wenn die versicherte Person den Ablauf der Versicherungs-
dauer erlebt.

Todesfall

Wir zahlen bei Tod der versicherten Person im

1. Versicherungsjahr die gezahlten Beiträge zurück, im

2. Versicherungsjahr 40 %, im

3. Versicherungsjahr 60 % und

ab dem 4. Versicherungsjahr 100 % der vereinbarten garantierten Ablaufleistung.

Bei Tod der versicherten Person innerhalb der ersten drei Versicherungsjahre infolge eines Unfalls, 
der sich nach dem Versicherungsbeginn ereignet hat, zahlen wir 100 % der vereinbarten garantierten 
Ablaufleistung.

§ 2 Was ist ein Unfall im Sinne dieser Bedingungen?

Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein plötzlich von außen auf ihren Körper wir-
kendes Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsstörung erleidet.

§ 3 Was gilt bei Wehrdienst, Unruhen oder Krieg?

(1) Grundsätzlich besteht unsere Leistungspflicht unabhängig davon, auf welcher Ursache der Versi-
cherungsfall beruht. Wir gewähren Versicherungsschutz insbesondere auch dann, wenn die versi-
cherte Person in Ausübung des Wehr- oder Polizeidienstes oder bei inneren Unruhen den Tod gefun-
den hat.

(2) Bei Ableben der versicherten Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit krie-
gerischen Ereignissen beschränkt sich unsere Leistungspflicht allerdings auf die Zahlung des für den 
Todestag berechneten Rückkaufswerts nach Stornoabzug (siehe § 8 Absatz 2 und 5) nebst 
Überschüssen und den Ihrer Versicherung zugeteilten Bewertungsreserven (siehe § 8 Absatz 2 und 
§ 16) . Diese Einschränkung unserer Leistungspflicht gilt nicht, wenn die versicherte Person während 
eines beruflich bedingten Aufenthalts im Ausland stirbt und sie an den kriegerischen Ereignissen 
nicht aktiv beteiligt war.

(3) Bei Ableben der versicherten Person in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit dem 
vorsätzlichen Einsatz von atomaren, biologischen oder chemischen Waffen bzw. dem vorsätzlichen 
Einsatz oder der vorsätzlichen Freisetzung von radioaktiven, biologischen oder chemischen Stoffen 
beschränkt sich unsere Leistungspflicht auf die Zahlung des für den Todestag berechneten Rück-
kaufswerts nach Stornoabzug (siehe §  8 Absatz 2 und 5) nebst Überschüssen und den Ihrer Versi-
cherung zugeteilten Bewertungsreserven (siehe § 8 Absatz 2 und § 16), sofern der Einsatz oder das 
Freisetzen darauf gerichtet sind, das Leben einer Vielzahl von Personen zu gefährden.

§ 4 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz?

Der Versicherungsschutz beginnt, sobald Sie den ersten Beitrag (Einlösungsbeitrag) gezahlt haben, 
jedoch frühestens zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Wird der erste Beitrag 
erst danach angefordert, dann aber unverzüglich gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Entsprechendes gilt auch im Falle einer verspä-
teten Zahlung, sofern Sie diese nicht zu vertreten haben. Auf die Folgen, die mit der nicht rechtzeiti-
gen Zahlung des ersten Beitrags verbunden sind, wird im Anhang zum Versicherungsschein durch ei-
nen besonderen Hinweis aufmerksam gemacht.

§ 5 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beachten?

(1) Die Beiträge zu Ihrer Versicherung können Sie je nach Vereinbarung durch jährliche, halbjährliche, 
vierteljährliche oder monatliche Beitragszahlung entrichten. Die Wahl der Beitragszahlungsweise hat 
auch Auswirkungen auf die Summe der Beiträge, die Sie insgesamt für Ihren Versicherungsschutz be-
zahlen; das heißt, dass zum Beispiel eine jährliche Beitragszahlungsweise in der Summe insgesamt ei-
nen geringeren Beitragsaufwand erfordert als eine monatliche Beitragszahlungsweise.

(2) Die Beiträge müssen Sie, wie vertraglich vereinbart, zu Beginn einer jeden Versicherungsperiode 
zahlen. Die Versicherungsperiode umfasst entsprechend der Beitragszahlungsweise einen Monat, ein 
Vierteljahr oder ein halbes Jahr. Bei jährlicher Beitragszahlungsweise und bei beitragsfreien Versiche-
rungen beträgt die Versicherungsperiode ein Jahr.

(3) Bei Fälligkeit einer Versicherungsleistung werden wir etwaige Beitragsrückstände absetzen. Dies 
gilt auch dann, wenn die Versicherungsleistung nicht Ihnen als Versicherungsnehmer, sondern einem 
Dritten zusteht.

(4) Den ersten Beitrag (Einlösungsbeitrag) müssen Sie spätestens bis zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginn bezahlen. Alle weiteren Beiträge (Folgebeiträge) sind jeweils zum 
vereinbarten Fälligkeitstag an uns zu entrichten.

(5) Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, wenn Sie fristgerecht alles getan haben, 
damit der Beitrag bei uns eingeht. Wenn Sie uns ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, müssen 
Sie also darauf achten, dass Ihr Konto über eine ausreichende Deckung verfügt.

§ 6 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht rechtzeitig zahlen?

Einlösungsbeitrag

(1) Wenn Sie den Einlösungsbeitrag nicht rechtzeitig zahlen, so können wir — solange die Zahlung 
nicht bewirkt ist — vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten haben.

Folgebeitrag

(2) Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig zahlen, stehen uns folgende Möglichkeiten offen:

(a) Sie erhalten von uns eine Mahnung in Textform, in der die rückständigen Beiträge, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert werden. In dieser Mahnung setzen wir Ihnen eine Zahlungsfrist von min-
destens zwei Wochen und geben die nachfolgend beschriebenen Rechtsfolgen an, die eintreten, wenn 
Sie nicht innerhalb der Frist zahlen. Befinden Sie sich nach Fristablauf mit der Zahlung des ange-

-

-

mahnten Beitrags, der Zinsen oder der Kosten in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur voll-
ständigen Zahlung kein Versicherungsschutz; auch können wir den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. Die Kündigung wird unwirksam, wenn der angemahnte Betrag innerhalb eines Monats 
nach dem Zugang der Kündigung gezahlt wird. Für zwischenzeitlich eingetretene Versicherungsfälle 
besteht in diesem Fall dennoch kein Versicherungsschutz.

(b) In Abhängigkeit von dem Ausmaß der entstandenen Beitragslücke setzen wir die Versicherungs-
summe herab. Hieraus folgt ein geringerer Versicherungsschutz, der nach den anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik berechnet wird.

(c) Wir verrechnen die fälligen Beiträge mit den auf Ihren Versicherungsvertrag entfallenden 
Überschussanteilen (siehe § 16). 

§ 7 Wie können Sie die Versicherungssumme erhöhen?

(1) Sie können die Versicherungssumme jeweils zu Beginn einer Versicherungsperiode durch Entrich-
tung höherer laufender Beiträge für die restliche Laufzeit der Versicherung erhöhen. Die Summe der 
Beiträge pro Jahr darf dabei den Höchstbetrag vermögenswirksamer Leistungen aller Anlageformen, 
für den nach dem Vermögensbildungsgesetz eine Arbeitnehmer-Sparzulage gewährt werden kann, 
nicht überschreiten.

(2) Ferner können Sie zur Erhöhung der Versicherungssumme neben den laufenden Beiträgen, die wir 
beim Abschluss der Versicherung vereinbart oder die Sie nach Absatz 1 erhöht haben, jederzeit weite-
re vermögenswirksame Leistungen als Zuzahlung verwenden. Zuzahlungen und laufende Beiträge sol-
len den jährlichen Höchstbetrag nach Absatz 1 nicht überschreiten.

(3) Die Bestimmungen des ursprünglichen Versicherungsvertrags gelten auch für die erhöhte Versi-
cherungssumme.

§ 8 Wann können Sie die Versicherung kündigen oder beitragsfrei stellen?

Kündigung und Zahlung des Rückkaufswerts

(1) Sie können Ihre Versicherung jederzeit zum Ende der Versicherungsperiode (siehe § 5 Absatz 2) in 
Textform kündigen.

Die Kündigung Ihrer Versicherung kann mit Nachteilen verbunden sein (siehe nachfolgenden Absatz 2 
am Ende).

(2) Nach Kündigung erhalten Sie den Rückkaufswert. Dieser entspricht dem nach den anerkannten Re-
geln der Versicherungsmathematik für den Schluss der laufenden Versicherungsperiode mit den 
Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkulation berechneten Deckungskapital Ihrer Vermögensbil-
dungsversicherung, mindestens aber dem Betrag, der sich bei gleichmäßiger Verteilung der angesetz-
ten Abschluss- und Vertriebskosten (siehe § 14) auf die ersten fünf Vertragsjahre ergibt. Bei einer 
kürzeren Beitragszahlungsdauer erfolgt die Verteilung auf diesen Zeitraum.

Zusätzlich erhalten Sie den Wert der Ihrem Versicherungsvertrag zugeteilten Überschüsse (siehe § 16 
Absatz 5), soweit sie nicht bereits in dem Rückkaufswert enthalten sind. Ferner kann ein Schlussüber-
schussanteil fällig werden (siehe § 16 Absatz 5). Außerdem erhöht sich der Auszahlungsbetrag um die 
Ihrer Versicherung zugeteilten Bewertungsreserven (siehe § 16 Absatz 6).

Der nach den vorstehenden Bestimmungen ermittelte Rückkaufswert wird bei Kündigung um einen 
Stornoabzug reduziert, der in Absatz 5 näher beschrieben wird.

Beitragsrückstände werden ebenfalls von dem ermittelten Rückkaufswert abgesetzt.

Unter besonderen Umständen sind wir berechtigt, den Rückkaufswert angemessen herabzusetzen, 
soweit dies erforderlich ist, um eine Gefährdung der Belange unserer Versicherungsnehmer auszu-
schließen. 

Die Kündigung Ihrer Versicherung kann mit Nachteilen verbunden sein. Insbesondere der Abzug der 
Abschluss- und Vertriebskosten (siehe § 14) führt dazu, dass zunächst nur ein geringer Rückkaufs-
wert vorhanden ist. Der Rückkaufswert erreicht auch in den Folgejahren nicht unbedingt die Summe 
der eingezahlten Beiträge, jedoch mindestens einen bei Vertragsschluss vereinbarten Garantiebetrag, 
dessen Höhe vom Zeitpunkt der Beendigung des Vertrags abhängt. Eine Übersicht über die garantier-
ten Rückkaufswerte können Sie dem Versicherungsschein entnehmen; es werden jedoch mindestens 
50 % der eingezahlten Beiträge zurückerstattet.

Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung

(3) Anstelle einer Kündigung nach Absatz 1 können Sie unter Beachtung der dort genannten Termine 
und Fristen in Textform die Befreiung von der Beitragszahlungspflicht oder die Herabsetzung Ihres 
Beitrags verlangen.

Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung kann mit Nachteilen verbunden sein (siehe in diesem Ab-
satz weiter unten).

In diesen Fällen wird die Versicherungssumme nach den anerkannten Regeln der Versicherungsma-
thematik mit den Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkulation unter Zugrundelegung des Rück-
kaufswerts nach Stornoabzug (siehe Absatz 2 und Absatz 5) und Abzug eventuell rückständiger Bei-
träge neu berechnet.

Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung kann mit Nachteilen verbunden sein. Insbesondere der Ab-
zug der Abschluss- und Vertriebskosten (siehe § 14) führt dazu, dass zunächst nur ein geringer Kapi-
talbetrag für die Bildung der beitragsfreien Versicherungssumme vorhanden ist. Dieser Betrag er-
reicht auch in den Folgejahren nicht unbedingt die Summe der gezahlten Beiträge. Sofern Beitrags-
rückstände nicht vorhanden sind, erreicht die beitragsfreie Versicherungssumme jedenfalls einen bei 
Vertragsabschluss vereinbarten Garantiebetrag, dessen Höhe vom Zeitpunkt der Beitragsfreistellung 
abhängt. Dabei beträgt der für die Bildung der beitragsfreien Versicherungssumme zur Verfügung 
stehende Betrag mindestens 50 % der eingezahlten Beiträge. Eine Übersicht über die garantierten 
beitragsfreien Versicherungssummen können Sie dem Versicherungsschein entnehmen. 

(4) Eine vollständige oder teilweise Befreiung von der Beitragszahlungspflicht können Sie nur verlan-
gen, wenn die nach Absatz 3 zu berechnende beitragsfreie Versicherungssumme den Mindestbetrag 
von 2.500 EUR erreicht. Darüber hinaus ist eine Beitragsherabsetzung nur bis zu einem Mindestbei-
trag von 25 EUR/Monat möglich.

Stornoabzug

(5) Bei Kündigung oder Beitragsfreistellung und ziehen wir vom nach Absatz 2 ermittelten Rückkaufs-
wert einen Stornoabzug ab. Der Stornoabzug besteht aus zwei unterschiedlich hohen Abzügen. 

Der allgemeine Abzug beträgt 98 EUR. Der Abzug entfällt, sofern die versicherte Person das 62. Le-
bensjahr im Zeitpunkt der Kündigung vollendet hat und die Kündigung frühestens zum Ende des 12. 
Versicherungsjahres erfolgt oder bei Beitragsfreistellung.

Ein besonderer Abzug bei der Vermögensbildungsversicherung ergibt sich wie folgt: Bei Kündigung 
oder Beitragsfreistellung wird ein Abzug von 5 % der im Versicherungsschein benannten garantier-
ten Ablaufleistung vorgenommen, maximal aber in Höhe des anteiligen Rückkaufswerts, der aus der 
Absicherung des erhöhten Risikos aufgrund der fehlenden Gesundheitsprüfung entsteht. Dieser an-
teilige Wert ist dabei nicht zu verwechseln mit dem garantierten Rückkaufswert (siehe Absatz 2), 
dessen Höhe sich durch den besonderen Abzug bei der Vermögensbildungsversicherung nicht ver-
ändert.

Wir vereinbaren den Stornoabzug mit Ihnen aus den nachfolgend aufgeführten Gründen:

Versicherungsbedingungen
TARGO Lebensversicherung AG, Hilden
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Wir halten den Abzug für angemessen, da eine Kündigung oder die Beitragsfreistellung für uns und 
für den Versichertenbestand mit Nachteilen verbunden ist. Diese sollen verursachungsgerecht und 
nicht nur vom verbleibenden Versichertenbestand getragen werden.

Die Nachteile ergeben sich daraus, dass bei einer vorzeitigen Kündigung erhöhte Verwaltungskosten 
entstehen, welche wir in der Prämienkalkulation nicht berücksichtigt haben. Diese werden mit dem 
allgemeinen Abzug ausgeglichen.

Darüber hinaus führt die Kündigung oder Beitragsfreistellung zu einer Veränderung der Risikolage 
des verbleibenden Versichertenbestandes. Der besondere Abzug soll sicherstellen, dass der Risikoge-
meinschaft durch die vorzeitige Kündigung oder Beitragsfreistellung kein Nachteil entsteht.

Die Beweislast für die Angemessenheit des Stornoabzugs tragen wir. Haben wir im Streitfall diesen 
Nachweis erbracht und können Sie uns sodann nachweisen, dass die von uns zugrunde gelegten pau-
schalen Annahmen in Ihrem Einzelfall entweder dem Grunde nach nicht zutreffen oder nur teilweise 
zutreffen bzw. der Abzug in Ihrem Fall der Höhe nach niedriger zu beziffern ist, erheben wir keinen 
oder nur einen entsprechend reduzierten Abzug.

Beitragsrückzahlung

(6) Die Rückzahlung der Beiträge bei Kündigung können Sie nicht verlangen.

§ 9 Was ist bei Fälligkeit der Versicherungsleistung zu beachten?

(1) Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir gegen Vorlage des Versicherungsscheins. 
Zusätzlich können wir auch notwendige Auskünfte nach § 12 Absatz 4-7 sowie den Nachweis der letz-
ten Beitragszahlung verlangen.

(2) Der Tod der versicherten Person ist uns unverzüglich anzuzeigen. Außer den in Absatz 1 genann-
ten Unterlagen ist uns eine amtliche, Alter und Geburtsort enthaltende Sterbeurkunde, einzureichen. 
Die hierdurch entstehenden Kosten hat der Anspruchsteller zu tragen.

(3) Wir können — dann allerdings auf unsere Kosten — zur Klärung unserer Leistungspflicht notwendi-
ge weitere Nachweise verlangen und erforderliche Erhebungen selbst anstellen.

§ 10 Wer erhält die Versicherungsleistung?

(1) Die Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir an Sie als unseren Versicherungsneh-
mer oder an Ihre Erben, falls Sie uns keine andere Person (Bezugsberechtigter) benannt haben, die 
die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag bei deren Fälligkeit erwerben soll. 

Gegebenenfalls sind Abtretungen oder Verpfändungen von Ansprüchen aus dem Versicherungsver-
trag zu beachten.

(2) Bis zum Eintritt des Versicherungsfalls bzw. einer etwaigen vorherigen Beendigung des Versiche-
rungsvertrags können Sie das Bezugsrecht grundsätzlich jederzeit widerrufen und — sofern Sie dies 
wünschen — eine andere Person als Bezugsberechtigten benennen. Dies ist nur dann ausgeschlossen, 
wenn Sie zuvor ausdrücklich bestimmt haben, dass der Bezugsberechtigte die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag unwiderruflich erwerben soll. In diesem Fall kann das Bezugsrecht nur noch mit 
Zustimmung der von Ihnen benannten Person aufgehoben werden.

(3) Ein eingeräumtes Bezugsrecht kann nach Eintritt des Versicherungsfalls bzw. vorheriger Beendi-
gung des Versicherungsvertrags nicht mehr geändert und auch nicht durch eine Abtretung oder Ver-
pfändung eingeschränkt werden.

(4) Bei Überweisungen in das Ausland trägt der Empfangsberechtigte die damit verbundene Gefahr.

§ 11 Welche Bedeutung hat der Versicherungsschein?

Den Inhaber des Versicherungsscheins können wir als berechtigt ansehen, über die Rechte aus dem 
Versicherungsvertrag zu verfügen, insbesondere Leistungen in Empfang zu nehmen. Wir können aber 
verlangen, dass uns der Inhaber des Versicherungsscheins seine Berechtigung nachweist.

§ 12 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Versicherungsverhältnis beziehen?

(1) Eine Änderung Ihrer Adresse müssen Sie uns unverzüglich mitteilen. Anderenfalls können für Sie 
Nachteile entstehen, da eine an Sie zu richtende Willenserklärung mit eingeschriebenem Brief an Ihre 
uns zuletzt bekannte Adresse abgesendet werden kann und unsere Erklärung in dem Zeitpunkt wirk-
sam wird, in welchem sie Ihnen ohne die Adressänderung bei regelmäßiger Beförderung zugegangen 
sein würde. Dies gilt auch, wenn Sie die Versicherung in Ihrem Gewerbebetrieb genommen und Ihre 
gewerbliche Niederlassung verlegt haben.

(2) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Wenn Sie sich für längere Zeit außerhalb der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, sollten Sie 
uns, auch in Ihrem Interesse, eine im Inland ansässige Person (Zustellungsbevollmächtigter) benen-
nen, die bevollmächtigt ist, unsere Mitteilungen für Sie entgegenzunehmen.

Weitere Mitteilungspflichten

(4) Sofern wir aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Erhebung, Speicherung, Verarbeitung und Mel-
dung von Informationen und Daten zu Ihrem Vertrag verpflichtet sind, müssen Sie uns die hierfür 
notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen
- bei Vertragsabschluss,
- bei Änderung nach Vertragsabschluss oder
- auf Nachfrage
unverzüglich  – d. h. ohne schuldhaftes Zögern – zur Verfügung stellen. Sie sind auch zur Mitwirkung 
verpflichtet, soweit der Status dritter Personen, die Rechte an ihrem Vertrag haben, für Datenerhe-
bungen und Meldungen maßgeblich ist.
(5) Notwendige Informationen im Sinne von Absatz 4 sind beispielsweise Umstände, die für die Beur-
teilung
- Ihrer persönlichen steuerlichen Ansässigkeit,
- der steuerlichen Ansässigkeit dritter Personen, die Rechte an ihrem Vertrag haben und
- der steuerlichen Ansässigkeit des Leistungsempfängers
maßgebend sein können.
Dazu zählen insbesondere deutsche oder ausländische Steueridentifikationsnummern, das Geburts-
datum, der Geburtsort und der Wohnsitz.
(6) Falls Sie uns die notwendigen Informationen, Daten und Unterlagen nicht oder nicht rechtzeitig 
zur Verfügung stellen, gilt Folgendes: Bei einer entsprechenden gesetzlichen Verpflichtung melden 
wir Ihre Vertragsdaten an die zuständigen in- oder ausländischen Steuerbehörden. Dies gilt auch 
dann, wenn ggf.  keine steuerliche Ansässigkeit im Ausland besteht.
(7) Eine Verletzung Ihrer Mitteilungspflichten gemäß den Absätzen 4 und 5 kann dazu führen, dass 
wir unsere Leistung nicht zahlen. Dies gilt solange, bis Sie uns die für die Erfüllung unserer gesetzli-
chen Pflichten notwendigen Informationen zur Verfügung gestellt haben.

§ 13 Wann verjähren die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag?

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren drei Jahre nach dem Ende des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und der Anspruchsteller von den Anspruch begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangt haben müsste. Ist ein Anspruch bei uns 
angemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen oder dem An-
spruchsteller unsere Entscheidung in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) zugeht.

§ 14 Was bedeutet die Verrechnung von Abschluss- und Vertriebskosten?

(1) Durch den Abschluss und Vertrieb von Versicherungsverträgen entstehen Kosten. Diese sogenann-
ten Abschluss- und Vertriebskosten sind bereits pauschal bei der Tarifkalkulation berücksichtigt und 
werden daher nicht gesondert in Rechnung gestellt.

(2) Für Ihren Versicherungsvertrag ist das Verrechnungsverfahren nach § 4 der Deckungsrückstel-
lungsverordnung maßgebend. Hierbei werden die ersten Beiträge zur Tilgung von Abschluss- und 
Vertriebskosten herangezogen, soweit sie nicht für Leistungen im Versicherungsfall, Kosten des Ver-
sicherungsbetriebs in der jeweiligen Versicherungsperiode und für die Bildung eines Rückkaufswerts 
bestimmt sind. 

Der zu tilgende Betrag ist nach der Deckungsrückstellungsverordnung auf 25 ‰ der von Ihnen wäh-
rend der Laufzeit des Vertrags zu zahlenden Beiträge beschränkt.

(3) Das beschriebene Verrechnungsverfahren hat wirtschaftlich zur Folge, dass zunächst nur geringe 
Beträge zur Bildung eines Rückkaufswerts (siehe § 8 Absatz 2) oder einer beitragsfreien Versiche-
rungssumme (siehe § 8 Absatz 3) vorhanden sind. Nähere Informationen können Sie der in Ihrem Ver-
sicherungsschein enthaltenen Garantiewertetabelle entnehmen.

§ 15 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in Rechnung?

• Kosten für zusätzlichen Verwaltungsaufwand in besonderen Fällen

(1) Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand ver-
ursacht wird, können wir Ihnen die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als pau-
schalen Abgeltungsbetrag gesondert in Rechnung stellen, beispielsweise bei:
- Erteilung einer Ersatzurkunde für den Versicherungsschein,
- Bearbeitung von Abtretungen und Verpfändungen,
- vom Zahlungspflichtigen zu vertretene fehlgeschlagene Lastschriftabbuchungen,
- Ermittlung der Anschrift des Versicherungsnehmers,
- Mahnung in Textform bei Nichtzahlung von Versicherungsbeiträgen oder
- Erstellung von versicherungsmathematischen Gutachten.

• Ausweis der Kosten in der Kostenübersicht

(2) Die Höhe der aus den in Abschnitt 1 genannten Gründen veranlassten Kosten können Sie unserem 
beiliegenden Kostenverzeichnis für zusätzlichen Verwaltungsaufwand entnehmen. Die Höhe der Ko-
sten kann von uns nach billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs - BGB) für die Zukunft 
angepasst werden. Das jeweils aktuelle Kostenverzeichnis können Sie jederzeit bei uns anfordern 
oder auf unserer Homepage unter www.targoversicherung.de/kostenverzeichnis einsehen. Wir behal-
ten uns vor für besondere Anlässe, die nicht in der Kostenübersicht stehen, Kostenpauschalen zu 
nehmen. Diese Anlässe müssen zusätzlichen Aufwand in der Verwaltung verursachen. Wir stellen Ih-
nen dann die durchschnittlich entstehenden Kosten als pauschale Abgeltungsbetrag gesondert in 
Rechnung. Die Kosten erheben wir nur, wenn wir sie weder nach dem Gesetz noch weil wir es mit Ih-
nen vereinbart haben, tragen müssen.

• Möglichkeit des Nachweises geringerer Kosten

(3) Wir haben uns bei der Bemessung der Pauschale an dem bei uns regelmäßig entstehenden Auf-
wand orientiert und sehen die Kosten als angemessen an. Die Angemessenheit müssen wir darlegen 
und beweisen. Wenn Sie uns dann nachweisen, dass die Kosten in Ihrem Fall überhaupt nicht ange-
messen sind, entfallen die Kosten. Wenn Sie uns nachweisen, dass die Kosten in Ihrem Fall nur in ge-
ringerer Höhe angemessen sind, setzen wir die Kosten entsprechend herab.

• Weiterberechnung von Kosten

(4) Zudem können uns von dritter Seite weitere Kosten in Rechnung gestellt werden,
Uns werden beispielsweise in folgenden Fällen von dritter Seite Kosten in Rechnung gestellt:
- Rückläufer im Lastschriftverfahren,
- Ermittlung einer geänderten Postanschrift, sofern uns die Änderung nicht mitgeteilt wurde (siehe 
§ 12).

Fallen solche Kosten für Ihren Vertrag an, werden wir Ihnen diese in der angefallenen Höhe in Rech-
nung stellen.

§ 16 Wie sind Sie an unseren Überschüssen und den Bewertungsreserven beteiligt?

Ermittlung der Überschüsse und der Bewertungsreserven

(1) Um zu jedem Zeitpunkt der Versicherungsdauer den vereinbarten Versicherungsschutz zu gewähr-
leisten, bilden wir Rückstellungen. Die zur Bedeckung dieser Rückstellungen erforderlichen Mittel 
werden angelegt und erbringen Kapitalerträge. Aus diesen Kapitalerträgen, den Beiträgen und den 
angelegten Mitteln werden die zugesagten Versicherungsleistungen erbracht und die Kosten von Ab-
schluss und Verwaltung des Vertrags gedeckt. Je größer die Erträge aus den Kapitalanlagen sind, je 
weniger vorzeitige Versicherungsfälle eintreten und je kostengünstiger wir arbeiten, umso größer 
sind dann entstehende Überschüsse, an denen wir Sie und die anderen Versicherungsnehmer beteili-
gen. Die Überschussermittlung erfolgt nach den Vorschriften des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
(VAG) und des Handelsgesetzbuches (HGB) und den zu diesen Gesetzen erlassenen Rechtsverordnun-
gen.

(2) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit 
dem diese in der Bilanz ausgewiesen sind. Die Bewertungsreserven sorgen für Sicherheit und dienen 
dazu, kurzfristige Ausschläge an den Kapitalmärkten auszugleichen.

Überschussbeteiligung

(3) Die Beteiligung an den Überschüssen nehmen wir nach Grundsätzen vor, die uns durch das VAG 
aufgegeben sind und deren Einhaltung die Aufsichtsbehörde überwacht. Nach diesen Grundsätzen 
haben wir gleichartige Versicherungen zu Bestandsgruppen zusammengefasst; diese werden Abrech-
nungsverbände genannt. Von den Kapitalerträgen kommt den Versicherungsnehmern als 
Überschussbeteiligung mindestens der in der Rechtsverordnung zu § 140 VAG (Mindestzuführungs-
verordnung) jeweils festgelegte Anteil zugute, abzüglich der Beträge, die für die zugesagten Versi-
cherungsleistungen benötigt werden. Nach der derzeitigen Fassung der Verordnung beträgt dieser 
Anteil 90 %. Der nach Absatz 1 ermittelte Überschuss wird, soweit er nicht zur Ausschüttung als Ak-
tionärsdividende oder zur sonstigen gesetzmäßigen Verfügung, z. B. einer unmittelbaren Zuteilung 
von Überschussanteilen, vorgesehen ist, den einzelnen Abrechnungsverbänden zugeordnet und in die 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung (RfB) eingestellt. Die in die RfB eingestellten Mittel dürfen 
wir grundsätzlich nur für die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwenden.

Mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde können wir sie ausnahmsweise zur Abwendung eines Not-
stands (z. B. Verlustabdeckung) heranziehen oder bei sehr ungünstigem Risikoverlauf bzw. bei einem 
eventuellen Solvabilitätsbedarf den in Satz 3 dieses Absatzes genannten Anteil unterschreiten. 

Zu welchem Abrechnungsverband Ihre Versicherung gehört, können Sie dem Versicherungsschein 
entnehmen. Ihre Versicherung erhält Anteile an den Überschüssen dieses Abrechnungsverbands. Die 
Höhe dieser Anteile wird vom Vorstand unseres Unternehmens auf Vorschlag des verantwortlichen 
Aktuars unter Beachtung der maßgebenden aufsichtsrechtlichen Bestimmungen jährlich festgelegt 
und im Geschäftsbericht veröffentlicht. Die Mittel für diese Überschussanteile werden, soweit nicht 
eine unmittelbare Zuteilung als Direktgutschrift vorgesehen ist, der Rückstellung für Beitragsrücker-
stattung entnommen.
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(4) Ein Teil der Bewertungsreserven fließt den Versicherungsnehmern gemäß § 153 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zu. Hierzu wird die Höhe der Bewertungsreserven regelmäßig neu 
ermittelt. Der so ermittelte Wert wird dem einzelnen Vertrag nach einem festgelegten Verfahren 
zugeordnet.

Ausführliche Informationen zur Beteiligung an den Bewertungsreserven veröffentlichen wir jährlich in 
unserem Geschäftsbericht.

Überschussverwendung

(5) Die Überschussanteile werden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen für Ihre Versicherung 
verwendet:

— Laufende Überschussanteile

Die laufenden Überschussanteile bestehen aus einem Zinsüberschuss, einem Risikoüberschuss und 
bei beitragspflichtigen Versicherungen aus einem Kostenüberschuss. Der Zinsüberschuss bemisst 
sich in Prozent des überschussberechtigten Deckungskapitals, der Kostenüberschuss in Prozent des 
Beitrags einer angenommenen jährlichen Zahlweise ohne etwaige Beitragszuschläge aufgrund der 
Risikoeinstufung und der Risikoüberschuss in Prozent des Risikobeitrags.

Das überschussberechtigte Deckungskapital ist das um ein halbes Jahr diskontierte arithmetische 
Mittel aus dem Deckungskapital zum Zuteilungsstichtag und dem Deckungskapital ein Jahr vor dem 
Zuteilungsstichtag. Die Diskontierung erfolgt mit dem Zinssatz, der für die Berechnung des 
Deckungskapitals verwendet wird. Der Risikobeitrag ist der nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik berechnete Aufwand zur Deckung der garantierten Todesfallleistungen in 
dem für das am Zuteilungsstichtag endenden Versicherungsjahr. Bei der Berechnung des 
Deckungskapitals und des Risikobeitrags werden die für die Beitragskalkulation verwendeten 
Rechnungsgrundlagen benutzt.

Zinsüberschüsse werden jeweils zu Beginn eines Versicherungsjahres, bei Versicherungen mit 
laufender Beitragszahlung erstmals zu Beginn des dritten Versicherungsjahres, bei beitragsfreien 
Versicherungen erstmals zu Beginn des zweiten Versicherungsjahres zugeteilt, Kostenüberschüsse 
erstmals zu Beginn des zweiten und Risikoüberschüsse erstmals zu Beginn des sechsten 
Versicherungsjahres. Die letztmalige Zuteilung erfolgt am Ende des letzten Versicherungsjahres.

Die laufenden Überschussanteile werden verzinslich angesammelt. Bei Tod oder Kündigung werden 
die zu Beginn des folgenden Versicherungsjahres fälligen laufenden Überschussanteile anteilmäßig 
ausgeschüttet, sofern die versicherte Person das 62. Lebensjahr vollendet hat und 12 
Versicherungsjahre abgelaufen sind.

— Schlussüberschussbeteiligung

Darüber hinaus kann bei Ablauf der Versicherungsdauer eine Schlussüberschussbeteiligung gewährt 
werden. Zu diesem Zeitpunkt legen wir für jedes zurückgelegte Versicherungsjahr einen 
Schlussüberschussanteil in Prozent der nachfolgend definierten Bezugsgröße fest, der bis zum 
vereinbarten Ablauf der Versicherungsdauer mit von uns festgelegten Zinssätzen jährlich verzinst 
werden kann. Die Prozent- und Zinssätze für die einzelnen Versicherungsjahre stehen damit also erst 
bei Ablauf der Versicherungsdauer endgültig fest.

Die Bezugsgröße setzt sich zusammen aus dem überschussberechtigten Deckungskapital (siehe § 8 
Absatz 2) des Versicherungsjahres und dem Guthaben aus der verzinslichen Ansammlung zu Beginn 
des Versicherungsjahres. Das überschussberechtigte Deckungskapital wird gemäß des vorstehenden 
Absatzes (Laufende Überschussanteile) ermittelt mit der Maßgabe, dass der Zuteilungsstichtag das 
Ende des Versicherungsjahres ist.

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags kann allenfalls eine Schlussüberschussbeteiligung in 
verminderter Höhe gewährt werden.

Sie erhalten von uns jährlich eine Mitteilung über den Stand der Überschussbeteiligung.

(6) Mit Vertragsbeendigung durch Ablauf, Tod oder Kündigung erfolgt die abschließende Zuteilung 
der Ihrer Versicherung bis dahin nur rechnerisch zugeordneten Bewertungsreserven (siehe Absatz 4).
Im Zusammenhang mit der Beteiligung an den Bewertungsreserven kann eine Mindestbeteiligung an 
den Bewertungsreserven gewährt werden, die unabhängig von der tatsächlichen Höhe der 
Bewertungsreservenbeteiligung bei Vertragsbeendigung fällig wird. Übersteigt die auf Ihren Vertrag 
entfallende Beteiligung an den Bewertungsreserven die Mindestbeteiligung, so wird lediglich die 
Differenz zusätzlich zur Mindestbeteiligung fällig.

§ 17 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung?

Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

§ 18 Wo ist der Gerichtsstand?

(1) Für Klagen aus dem Vertrag gegen uns ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk unser Sitz oder 
die für den Vertrag zuständige Niederlassung liegt. Zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk 
Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz haben. Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, ist der Ort 
Ihres gewöhnlichen Aufenthalts maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person sind, ist auch das 
Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.
(2) Klagen aus dem Vertrag gegen Sie müssen wir bei dem Gericht erheben, das für Ihren Wohnsitz 
zuständig ist. Wenn Sie keinen Wohnsitz haben, ist der Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
maßgeblich. Wenn Sie eine juristische Person sind, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk Sie 
Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung haben.
(3) Verlegen Sie nach Abschluss des Vertrags Ihren Wohnsitz oder den Ort Ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts ins Ausland, sind für Klagen aus dem Vertrag die Gerichte des Staats zuständig, in dem 
wir unseren Sitz haben. Wenn Sie eine juristische Person sind und Ihren Sitz oder Ihre Niederlassung 
ins Ausland verlegen, gilt dies ebenso.

§ 19 Was können Sie tun, wenn Sie mit uns unzufrieden sind?

(1) Die Zufriedenheit unserer Kunden ist für uns sehr wichtig. Sollten Sie mit unseren Leistungen oder 
dem Service oder mit einer Entscheidung nicht einverstanden sein, können Sie sich direkt an die 
Abteilung Kundenservice der TARGO Lebensversicherung AG wenden. Dies gibt uns die Möglichkeit, 
für Sie eine Lösung zu finden und unseren Service zu verbessern.
(2) Sie können sich alternativ bei Meinungsverschiedenheiten, Beanstandungen oder Beschwerden 
außergerichtlich an folgende Stellen wenden:
Versicherungsombudsmann e.V.
Wir haben uns zur Teilnahme am Streitbeilegungsverfahren vor dem Versicherungsombudsmann e.V. 
als allgemeine Schlichtungsstelle verpflichtet. Damit können Sie das kostenlose, außergerichtliche 
Streitschlichtungsverfahren in Anspruch nehmen. Wir unterwerfen uns einer Entscheidung des 
Ombudsmanns innerhalb der durch den Verein aufgestellten Regeln. Weitere Informationen über das 
Verfahren erhalten Sie von der Geschäftsstelle des Vereins:
Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin
Telefon: 0800 3696000 (kostenfrei)
Fax: 0800 3699000 (kostenfrei)
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

(3) Für Streitigkeiten aus Online-Dienstleistungsverträgen (z. B. Online-Versicherungsverträge) hat 

die Europäische Kommission eine Online-Plattform für Verbraucher eingerichtet (OS-Plattform). Es 
besteht die Möglichkeit, die OS-Plattform zur Beilegung von Streitigkeiten aus 
Online-Dienstleistungsverträgen zu nutzen. Die OS-Plattform ist erreichbar unter 
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.
(4) Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Sie haben die Möglichkeit, Ihre Beschwerde dort, unter 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht – Bereich Versicherungen –, Graurheindorfer Str. 108 
in 53117 Bonn, oder online über www.bafin.de vorzubringen. Die Option, unabhängig von den vorab 
genannten Möglichkeiten, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt unberührt.
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Steuerhinweise

Diese Steuerhinweise geben einen allgemeinen Überblick über die zurzeit geltenden Steuerregelun-
gen. Sie beruhen auf den bis zum 01.08.2021 veröffentlichten Gesetzen und Vorschriften der Finanz-
verwaltung. Durch eine künftige Gesetzesänderung kann sich die Rechtslage ändern. Wir gewähren 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Im Einzelfall kann es zu steuerlichen Besonderheiten kommen. 
Die Hinweise ersetzen daher keine Steuerberatung. Sie gelten nur für Versicherungsnehmer mit Sitz 
oder Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland.

Einkommensteuer

Sonderausgaben

Die Beiträge zu Ihrem Vertrag sind vom Sonderausgabenabzug nach dem Einkommensteuergesetz 
(EStG) ausgeschlossen.

Besteuerung der Leistung

Kapitalauszahlungen aus Ihrem Vertrag

Wir zahlen Ihnen Kapital? Steuerpflichtig ist dann in der Regel nur der Unterschied zwischen der Ver-
sicherungsleistung und der Summe der gezahlten Beiträge. 
Bei Entnahme von Teilbeträgen ziehen wir dabei nur die auf diese Versicherungsleistung entfallenden 
anteiligen Beiträge ab. Diese Erträge sind nur zur Hälfte steuerpflichtig, wenn Sie als steuerpflichtige 
Person die folgenden zwei Kriterien erfüllen. Sie haben das 62. Lebensjahr vollendet. Zusätzlich hat 
Ihr Vertrag seit mindestens 12 Jahren ohne wesentliche Vertragsänderung bestanden.
Im Todesfall zahlen wir Ihr Kapital steuerfrei aus.
Die Ansprüche aus Ihrem Vertrag wurden von einem Dritten entgeltlich erworben? Dann ist die Aus-
zahlung im Todesfall nicht steuerfrei. Ist dieser Dritte hingegen die versicherte Person bleibt es trotz 
des Erwerbes bei der Steuerfreiheit im Todesfall. Gleiches gilt, wenn die Ansprüche aus arbeits-, erb-, 
oder familienrechtlichen Gründen übertragen wurden.

Verfahren bei steuerpflichtigen Erträgen (§ 20 Absatz 1 Nummer 6 EStG)

Wir zahlen Ihnen Kapital und dabei fallen steuerpflichtige Erträge an? Dann behalten wir die Kapital-
ertragsteuer und den Solidaritätszuschlag ein. Diese führen wir an das zuständige Finanzamt ab. Dies 
gilt auch für die Kirchensteuer ihrer Religionsgemeinschaft (beispielsweise die Evangelische Kirche). 
Hierfür fragen wir Ihre Kirchensteuerpflicht beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) an.
Sie gehören keiner Religionsgemeinschaft an? Es wird keine Kirchensteuer erhoben. Das BZSt infor-
miert uns entsprechend.
Sie möchten nicht, dass wir Ihre Religionszugehörigkeit erfahren? Dann können Sie beim BZSt einen 
Sperrvermerk hinterlegen. Dieser Vermerk berührt die Kirchensteuerpflicht bei steuerpflichtigen Ka-
pitalerträgen nicht. Bitte beachten Sie folgendes zum Sperrvermerk:
-  Er muss mindestens zwei Monate vor unserer Auszahlung dem BZSt vorliegen. Dann kann dieser be-

rücksichtigt werden.
-  Formulare für den Widerspruch finden Sie auf der Internetseite des BZSt www.formulare-bfinv.de – 

und zwar unter dem Stichwort „Erklärung zum Sperrvermerk“.
-  Wenn es diesen Sperrvermerk gibt, erhalten wir oder andere Stellen keine Religionsdaten von Ih-

nen. Wir werden dann keine Kirchensteuer für Sie abführen.
-  Das BZSt informiert Ihr zuständiges Finanzamt, sobald das Merkmal der Kirchensteuer angefragt 

wurde. Das Finanzamt wird Sie auffordern, eine Steuererklärung abzugeben. Darin müssen Sie An-
gaben zu Ihren steuerpflichtigen Kapitalerträgen machen.

Sie erhalten von uns eine amtliche Bescheinigung über die abgeführten Steuern. Die Steuerschuld auf 
diese Kapitalerträge gilt mit dem Steuerabzug als abgegolten (Abgeltungsteuer).
Beim Steuerabzug werden die Besonderheiten nach einem entgeltlichen Erwerb sowie die hälftige Er-
tragsbesteuerung nicht berücksichtigt. Dann ist es für Sie vorteilhaft, die Erträge unter Vorlage der 
Originalsteuerbescheinigung in Ihrer Steuererklärung anzugeben. Gleiches gilt, wenn Ihr persönlicher 
Steuersatz unter 25 % liegt.
Sie müssen ebenfalls die Erträge in Ihrer Steuererklärung angeben, wenn bei vorliegendem Sperrver-
merk Kirchensteuerpflicht besteht. 
Wir verzichten auf den Steuerabzug, wenn Sie uns einen ausreichenden Freistellungsauftrag oder 
eine Nichtveranlagungsbescheinigung vorlegen.

Erbschaftsteuer

Sie übertragen Ansprüche oder Leistungen aus Ihrem Vertrag auf eine andere Person? Dann zeigen 
wir dem zuständigen Erbschaftsteuerfinanzamt dies an, da eventuell eine Schenkung vorliegt.
Bei Tod des Versicherungsnehmers melden wir dies ebenfalls an das zuständige Finanzamt, da wo-
möglich ein Erwerb von Todes wegen vorliegt.
Ob Erbschaftsteuer entsteht, ist von den jeweiligen individuellen Verhältnissen abhängig.

Versicherungsteuer

Beiträge zu Ihrem Vertrag sind nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a Versicherungsteuergesetz 
steuerfrei.

Umsatzsteuer

Beiträge zu und Leistungen aus Ihrem Vertrag sind umsatzsteuerfrei nach § 4 Nummer 10a Umsatz-
steuergesetz.

Weitere Informationen: Weitere aktuelle Produktinformationen können Sie online im Internet unter 
www.targoversicherung.de oder per Post (TARGO Lebensversicherung AG, Proactiv-Platz 1, 40721 Hil-
den) abrufen. Darüber hinaus stehen wir Ihnen persönlich von montags bis freitags von 8.00 bis 
20.00 Uhr und samstags von 9.00 bis 14.00 Uhr unter unserer Service-Nummer 02103 34-7100 zur 
Verfügung. 
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